
Wir haben gezeigt, 
wie's geht!
 
Mit unserer Kampagne „Lohnsteuer run-
ter!“ haben wir gezeigt, dass gemeinsamer 
Einsatz Berge versetzen kann. In diesem 

Fall haben wir einen Entlastungsberg von fünf Milliarden Euro bewegt, der zu 90 
Prozent den Klein- und MittelverdienerInnen zugutekommt. Mehr als 882.000 
UnterstützerInnen haben das möglich gemacht. Für die ArbeitnehmerInnen, für 
die PensionistInnen und natürlich für alle MitarbeiterInnen, die diese Kampagne 
umgesetzt haben, ist das ein Erfolg, auf den wir gemeinsam stolz sein können.  
Und wir werden keinesfalls zulassen, dass diese Steuerentlastung erst recht wieder 
über das Pensionssystem gegenfinanziert wird, so wie sich das der Finanzminister 
vorstellt.  Unsere Position ist klar: Ein vorzeitiges Anheben des Frauenpensionsalters 
ist für uns kein Thema. Wir fordern, dass zuerst umgesetzt wird, was längst im 
Regierungsprogramm steht – insbesondere das Bonus-Malus-System. Hier muss 
sich die Wirtschaft endlich bewegen und von ihrer Blockadehaltung abrücken.                                                          

                        ❮ ❮ Erich Foglar, ÖGB-Präsident 
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DIE GRÖSSTE STEUERREFORM SEIT 40 JAHREN
Eine spürbare Entlastung von fünf Milliarden Euro, 
die vor allem den kleinen und mittleren Einkommen 
zugutekommt!

BIS ZU EINEM DRITTEL MEHR NETTO VOM BRUTTO
Bei einem mittleren Einkommen von 2.100 Euro 
monatlich bleiben 900 Euro im Jahr mehr.
Die Lohnsteuer reduziert sich um 30 Prozent!

WIR ZAHLEN UNS DIE ENTLASTUNG NICHT SELBST
Keine Kürzungen bei Zulagen oder Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld! Sozial ausgewogene Gegenfinanzierung,
die mit gezielter und verstärkter Bekämpfung des 
Steuerbetrugs zu mehr Fairness führt!

Mehr Netto vom Brutto: 

JETZT eigenen Vorteil ausrechnen!

WWW.OEGB.AT

WIR HABEN ES GESCHAFFT!
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Bernhard Achitz, 
Leitender Sekretär des ÖGB

Punkte, mit denen diejenigen 
zur Kasse gebeten werden, 
die ihr Geld für sich arbeiten 
lassen: höhere Steuern auf 
Dividenden und für Immo-
bilienspekulanten oder der 
neue Spitzensteuersatz von 
55 Prozent auf Einkommen, 
die höher als eine Million Euro 
im Jahr sind.

Dafür droht Finanzminister 
Hans Jörg Schelling bereits 
mit Pensionskürzungen.
Bernhard Achitz: Das, was 
während der Steuerreform-
verhandlungen gegolten hat, 
gilt auch nachher: Die Arbeit-
nehmerInnen und Pensionis-
tInnen werden es sich nicht 
selbst zahlen, weder direkt 
noch indirekt, weder auf dem 
Steuerweg noch über soge-
nannte „Pensionsreformen.“ 
Was im Pensionsbereich zu tun 
war, wurde bereits erledigt. Die 
Maßnahmen sind voll wirksam, 
das faktische Pensionsantritts-
alter ist von 2013 auf 2014 um 
13,2 Monate gestiegen. 

Also alles bereits erledigt?
Bernhard Achitz: Nein, offen 
ist neben der Teilpension 
noch die Aufnahme der Be-
amtenpensionen ins Pen-
sionsmonitoring. Das wäre 
ein wesentlicher Schritt, um 
der Panikmache über die an-
gebliche Unfinanzierbarkeit 
des Pensionssystems den 
Boden zu entziehen. Apro-
pos unfinanzierbar: Auch bei 
der Steuerentlastung hat es 
immer geheißen, die wäre 
nicht leistbar – bis der ÖGB 
vor ziemlich genau einem 
Jahr mit seiner „Lohnsteuer 
runter!“-Kampagne gestartet 
ist und ganz Österreich vom 
Gegenteil überzeugt hat.

Eine Gruppe hat nichts von 
der Reform: die Arbeitslosen.
Bernhard Achitz: Die vom ÖGB 
durchgesetzte Lohnsteuer-
Entlastung ist ein großer 
Erfolg. Damit die Menschen 
aber davon profitieren, brau-
chen sie Arbeit. Deshalb muss 
jetzt endlich etwas weiter-

Die Regierung hat eine Steuer-
reform ohne Millionärssteuer 
beschlossen. Schmälert das 
den ÖGB-Erfolg?
Bernhard Achitz: Der ÖGB hat 
die Entlastung der Lohnsteu-
erzahlerInnen gefordert, und 
die hat er erreicht. Alle Ar-
beitnehmerInnen und Pen-
sionistInnen werden mehr 
Geld im Börsel haben. Bei 
der Gegenfinanzierung zählt 
vor allem eines: dass sich die 
ArbeitnehmerInnen ihre Ent-
lastung nicht selbst bezahlen 
werden. Und das haben wir 
erreicht: Weder Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld noch Zula-
gen und Abfertigungen wer-
den höher besteuert, und der 
allgemeine Mehrwertsteuer-
satz wurde nicht erhöht. Und 
die paar Cent, um die Kino-
karten teurer werden, oder 
die paar Euro, um die Opern-
karten teurer werden, sind 
Peanuts gegen die Summen, 
die sich die Lohnsteuerzahle-
rInnen ersparen werden. Au-
ßerdem gibt es auch einige 

IM GESPRÄCH

“Steuerentlastung 
nicht über  
Pensionskürzungen 
finanzieren.
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gehen bei der Umsetzung 
der entsprechenden Punkte 
des Regierungsprogramms. 
Oberste Priorität muss das 
Bonus-Malus-System haben, 
denn die Arbeitslosigkeit bei 
den Älteren ist unerträglich 
hoch. Das wird aber von der 
Wirtschaft seit einer gefühl-
ten Ewigkeit blockiert.

Was sagst du zur Aufregung 
der Wirte über die Registrier-
kassenpflicht?
Bernhard Achitz: Schon das 
Sprichwort weiß: „Das Jam-
mern ist der Gruß der Wirte“, 
aber Fakt ist: Vor der Registrier-
kassenpflicht müssen sich nur 
diejenigen fürchten, die Steu-
ern hinterziehen. 
Und ich darf erinnern: Hier 
geht es nicht einmal um Steu-
ern, die die Wirte aus ihrer 
Tasche bezahlen müssen. Son-
dern um die Mehrwertsteuer, 
die die Gäste bezahlt haben 
und die die Wirte nur mehr 
ans Finanzamt weiterreichen 
sollen. ❮
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MAI BIS JUNI 2014:
Der ÖGB-Vorstand beschließt 
„Steuerentlastung für Arbeit-
nehmerInnen“ als Jahres-
schwerpunkt 2014/15. Viel 
Unterstützung kommt von 
Österreichs Belegschaftsver-
treterInnen: An einer Blitzum-
frage nehmen 11.000 teil. 
98,77 Prozent stehen hinter 
einer Kampagne von ÖGB 
und Gewerkschaften, und sie 
erklären sich bereit, aktiv da-
ran mitzuarbeiten.

3. JULI:
Der offizielle Startschuss für die 
ÖGB-Kampagne „Lohnsteuer 
runter!“: Ziel ist eine möglichst 
rasche, gesamtwirtschaftlich 
realistische Entlastung der 
ArbeitnehmerInnen und Pen-
sionistInnen. Den Menschen 
muss mehr Netto vom Brutto 
bleiben, fordert der ÖGB.  

DER COUNTDOWN ZUR ENTLASTUNG 
Vom Startschuss bis zur Steuerreform.

›› STARTSCHUSS IM JULI 	                     ›› MEHR ALS 5.000 IM AUSTRIA CENTER VIENNA  	      ›› ÖSTERREICHWEITER AKTIONSTAG

AUGUST 2014:
Fünf Wochen nach Start der 
österreichweiten Kampagne 
haben bereits 270.000 Men-
schen für eine Lohnsteuersen-
kung unterschrieben. 57.000 
Facebook-Fans unterstützen 
die Kampagne. Zeitgleich er-
arbeiten ExpertInnen des ÖGB 
und der AK ein Entlastungs-
modell. 

SEPTEMBER 2014: 
Das ÖGB/AK-Modell ist da. Zur 
BelegschaftsvertreterInnen-
Konferenz, bei der das Ent-
lastungsmodell präsentiert 
wird, reisen mehr als 5.000 
BetriebsrätInnen, Personal-
vertreterInnen und Jugend-
vertrauensrätInnen aus ganz 
Österreich an. 
Danach wird das ÖGB/AK-Mo-
dell an die Regierungsspitze 
übergeben.

OKTOBER 2014:
Im Zuge eines bundesweiten 
Aktionstages  haben Hunder-
te GewerkschafterInnen Ende 
Oktober in ganz Österreich 
noch einmal auf das Thema 
„Lohnsteuer runter!“ aufmerk-
sam gemacht und Unterschrif-
ten gesammelt. Das offizielle 
Endergebnis der Unterschrif-
ten: 882.184 Menschen unter-
stützen die ÖGB-Kampagne 
"Lohnsteuer runter!".

NOVEMBER 2014: 
Jetzt sind die ArbeitnehmerIn-
nen und PensionistInnen dran! 
Diese Forderung überbringen 
ÖGB und Arbeiterkammer 
gemeinsam mit den 882.184 
Unterschriften zur Lohnsteu-
ersenkung der Regierung. 
Angesichts der schlechten 
Wirtschaftslage fordern sie 
zum raschen Handeln auf.  
 

MÄRZ 2015:
Die Regierung einigt sich auf 
eine Steuerreform. Der über-
wiegende Teil des vorgese-
henen Entlastungsvolumens 
von fünf Milliarden fließt in die 
Absenkung der Steuertarife. 
Vor allem Menschen mit klei-
neren und mittleren Einkom-
men und Pensionen bleibt 
mehr Geld im Börsel, und Fa-
milien werden entlastet.

WIR HABEN ES GESCHAFFT! 
Zahlreiche ÖGB-Vorschläge 
wurden von der Bundesre-
gierung übernommen. Eine 
spürbare Entlastung kommt 
ab 2016 vor allem den Arbeit-
nehmerInnen und Pensionis-
tInnen zugute. Ganz wichtig: 
Die ArbeitnehmerInnen und 
PensionistInnen zahlen sich 
diese Steuerentlastung nicht 
selbst! ❮ 

›› DAS ENDERGEBNIS                                      ›› ÜBERGABE AN BUNDESREGIERUNG                                  ›› ERICH FOGLAR: WIR HABEN ES GESCHAFFT! 
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ÖGB/AK-MODELL BESCHLUSS BUNDESREGIERUNG ÖGB-ERSTEINSCHÄTZUNG

DIE STEUERREFORM 2015/2016
Ersteinschätzung zum Beschluss der Bundesregierung durch den ÖGB.

ENTLASTUNG KOMMT.   
Der ÖGB hat sich mit sei-
ner Kampagne „Lohnsteuer 
runter!“ erfolgreich für die 
dringend notwendige Ent- 
lastung der ArbeitnehmerIn-
nen und PensionistInnen ein-
gesetzt. Gemeinsam mit den 
BelegschaftsvertreterInnen 

und der AK hat der ÖGB die 
größte Steuerreform seit 40 
Jahren auf Schiene gebracht. 
Die Menschen, die tagtäglich 
hart arbeiten, wollen, dass 
ihnen mehr Netto vom Brut-
to bleibt. Das war der Auf-
trag des ÖGB, und den hat 
die Bundesregierung im We-

sentlichen erfüllt – es wird 
spürbar mehr Geld im Börsel 
der ArbeitnehmerInnen und 
PensionistInnen bleiben. 
Der ÖGB wird die Umsetzung 
der Steuerreform genau im 
Auge behalten. Die Arbeit-
nehmerInnen werden sich 
ihre Entlastung nicht selbst 

bezahlen. Die Ersteinschät-
zung erfolgte nach Beschluss 
der Regierung am 17. März. 
Eine detaillierte Stellung-
nahme kann erst abgegeben 
werden, wenn die Gesetze in 
die Begutachtungsphase ge-
hen. ❮
oegb.at/lohnsteuerrunter ❮

›› ENTLASTUNG ❮❮

5,9 Mrd. € Entlastung. Ca. 5 Mrd. € Entlastung. ÖGB-Vorschlag zu 84 % umgesetzt. ✔
Größter Teil der Entlastung für die  
ArbeitnehmerInnen.

Der Löwenanteil entlastet niedrige und 
mittlere Einkommen.

ÖGB-Vorschlag umgesetzt. ✔

Niedrigerer Eingangssteuersatz: 25 %. Niedrigerer Eingangssteuersatz: 25 %. ÖGB-Vorschlag umgesetzt. ✔
Gleichmäßiger und gerechter Steu-
erverlauf: 6 statt 3 Steuerstufen.

Gleichmäßiger und gerechter Steuer-
verlauf: 6 statt 3 Steuerstufen.

ÖGB-Vorschlag umgesetzt. ✔

11.000 bis 20.000 €: 25 %
20.000 bis 30.000 €: 34 %
30.000 bis 45.000 €: 38 %
45.000 bis 60.000 €: 43 %
60.000 bis 80.000 €: 47 %
Ab 80.000 €: 50 %

11.000 bis 18.000 €: 25 %
18.000 bis 31.000 €: 35 %
31.000 bis 60.000 €: 42 %
60.000 bis 90.000 €: 48 %
90.000 bis 1.000.000 €: 50 %
Ab 1.000.000 €: 55 % (befristet)

90 % des Entlastungsvolumens trifft 
Menschen unterhalb der Höchstbei-
tragsgrundlage, also untere und mitt-
lere Einkommen. ✔

Erhöhung Arbeitnehmer- und 
Verkehrsabsetzbetrag auf 450 €.

Erhöhung Arbeitnehmer- und 
Verkehrsabsetzbetrag auf 400 €.

ÖGB-Vorschlag weitgehend umge-
setzt. ✔

Erhöhung der Negativsteuer 
(Steuergutschrift) für Niedrigver-
dienerInnen von 110 auf 450 €.

Rückvergütung von 50 % der Sozi-
alversicherungsbeiträge als Steuer-
gutschrift für NiedrigverdienerInnen, 
maximal 400 €.

ÖGB-Vorschlag weitgehend umge-
setzt. Entlastung von Menschen, die zu 
wenig verdienen, um lohnsteuerpflich-
tig zu sein. ✔

Automatische Auszahlung der Nega-
tivsteuer.

Automatische ArbeitnehmerInnenver-
anlagung.

ÖGB-Vorschlag umgesetzt. So kommt 
das Geld an, wo es gebraucht wird. ✔

Erstmals Negativsteuer (Steuergut-
schrift) auch für PensionistInnen.

110 € (max. 50 % der bezahlten So-
zialversicherungsbeiträge) als Steu-
ergutschrift für PensionistInnen. 
Ausgleichszulagen werden gegenge-
rechnet.

ÖGB-Vorschlag umgesetzt. Damit pro-
fitieren auch Menschen mit niedrigen 
Pensionen. ✔

100 Mio. € Familienförderung: Verdop-
pelung Kinderfreibetrag auf 440 €.

Erfolg: Familien profitieren durch Tarif 
und Freibetrag doppelt. ✔

20 Mio. €: bessere Förderung von Pend-
lerInnen.

Erfolg: PendlerInnenförderung auch 
für NiedrigverdienerInnen. ✔

Verhinderung der Auswirkungen der 
kalten Progression.

6 statt 3 Steuerstufen mildern die 
Auswirkungen der kalten Progression.

ÖGB-Vorschlag teilweise umgesetzt. ✔

200 Mio. €: Maßnahmen für 
Wachstum und Beschäftigung.

War kein Vorschlag des ÖGB.
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›› GEGENFINANZIERUNG ❮❮

ArbeitnehmerInnen zahlen ihre Ent-
lastung nicht selbst. Urlaubs-/Weih-
nachtsgeld, Zulagen, Sozialpläne und 
Abfertigungen bleiben steuerbegüns-
tigt.

Regierungsbeschluss sieht keine Ein-
griffe bei diesen Zulagen vor.

Höherbesteuerung erfolgreich verhin-
dert. ✔

1 Mrd. € durch Konsum- und Konjunk-
turbelebung.

Bei einem Volumen von 5 Mrd. € fließen 
0,85 Mrd. wieder an den Staat zurück.

Entspricht den Berechnungen des ÖGB. 
✔

1 Mrd. €: wirksame Maßnahmen gegen 
Steuerbetrug.

1,9 Mrd. € durch Betrugsbekämpfung 
(„Einnahmensicherung“):
• 900 Mio. €: Registrierkassenpflicht
• 700 Mio. €: Finanzamt prüft Konten
• 100 Mio. €: Bekämpfung von Umsatz-
steuer- und Mineralölsteuer-Betrug
• 200 Mio. €: Bekämpfung Sozialbetrug

Betrugsbekämpfung: Es geht nicht 
darum, bestimmte Branchen zu sank-
tionieren, sondern um ehrlich gegen 
unehrlich. Bei Steuerbetrug muss 
durchgegriffen werden, egal wer be-
trügt. Davon profitieren auch ehrliche 
Unternehmer. ✔

2 Mrd. € mit mehr Verteilungsgerech-
tigkeit: große Vermögen, Erbschaften, 
Schenkungen, Stiftungen usw. besteu-
ern.

400 Mio. € aus Besteuerung großer 
Vermögen und hoher Einkommen: 
Reformen bei Grunderwerbsteuer, Ak-
tien-KESt usw.:

ÖGB-Vorschläge kaum umgesetzt. 
Entscheidend: Gegenfinanzierung, 
die sich die ArbeitnehmerInnen nicht 
selbst bezahlen werden. 

35 Mio. €: Grunderwerbsteuer neu: 
Künftig wird die Steuer auf Weitergabe 
von Privatimmobilien in der Familie 
nach dem Verkehrswert berechnet:
• Bis 250.000 €: 0,5 %
• Bis 400.000 € 2 %
• Ab 400.000 €: 3,5 %

Die Grunderwerbsteuer kann als eine 
„Erbschaftsteuer light“ angesehen wer-
den. ✔

150 Mio. €: Dividenden werden 
mit 27,5 statt 25 % besteuert.  
115 Mio. €: Immo-Ertragst. 30 %.

Spekulanten werden höher besteuert. 
Für kleine SparerInnen ändert sich 
nichts. ✔

50 Mio. €: Grenzsteuersatz 55 % auf sehr 
hohe Einkommen, befristet auf 5 Jahre.

 ✔

Sozialversicherung: Anhebung der mo-
natlichen Höchstbeitragsgrundlage 
um 100 € (2015: 4.650 Euro).

Beitrag zur Absicherung des Sozial-
staats. ✔

2 Mrd. € durch Reformen, Effizienzstei-
gerungen, Länderbeteiligung, Beseiti-
gung von Steuerausnahmen usw.

1,1 Mrd. €: Förderung und Verwaltung 
bei Bund, Ländern und Gemeinden re-
formieren.

Der ÖGB wird darauf achten, dass die 
ArbeitnehmerInnen nicht draufzahlen.

250 Mio. €: Mehrwertsteuer auf Beher-
bergung, Saatgut, Futter, Kulturtickets, 
Ab-Hof-Wein steigt auf 13 %.

Der ÖGB hat sich erfolgreich gegen eine 
allgemeine Erhöhung der Mehrwert-
steuer ausgesprochen.

400 Mio €: Einschränkung Abschrei-
bung Gewerbeimmobilien.

Betrifft nur Firmenimmobilien, keine 
Wohnhäuser.

80 bis 430 Mio. €: Absetzbarkeit von 
Wohnraumbeschaffung und Vorsorge 
läuft aus.

War kein Vorschlag des ÖGB.

50 Mio. €: höhere Besteuerung der 
Privatnutzung von Firmenautos, die 
ökologische Kriterien nicht erfüllen. 
120 Mio. €: Sonstiges.

War kein Vorschlag des ÖGB.

ÖGB/AK-MODELL BESCHLUSS BUNDESREGIERUNG ÖGB-ERSTEINSCHÄTZUNG

✔= ÖGB-Vorschlag umgesetzt
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MEHR   GELD IM BÖRSEL
Der ÖGB wird darauf schauen, dass die ArbeitnehmerInnen sich ihre Entlastung nicht selbst bezahlen.

„DAS WACHSTUM ist rück-
läufig. In dieser Situation war 
es die einzig richtige Entschei-
dung, die Lohnsteuern zu sen-
ken. Denn eine Entlastung der 
niedrigen und mittleren Ein-
kommen kurbelt den Konsum 
an und stärkt das Wachstum“, 
sagte ÖGB-Präsident Erich  
Foglar in der Sitzung des ÖGB-
Bundesvorstands am 24.  März.
Kein Verständnis hat Foglar 
dafür, dass der Finanzminister 
nun den Schwung der Steu-
erreform dafür nützen möch-
te, die Steuerentlastung der 
ArbeitnehmerInnen über das 
Pensionssystem gegenzufi-
nanzieren: „Unsere Position ist 

klar: Ein vorzeitiges Anheben 
des gesetzlichen Frauenpen-
sionsantrittsalters ist für uns 
kein Thema. Vielmehr muss 
endlich umgesetzt werden, 
was längst im Regierungs-
programm steht. Allem voran 
das Bonus-Malus-System. Hier 
muss sich die Wirtschaft end-
lich bewegen und von ihrer 
Blockadehaltung abrücken.“

GEWINN FÜR FRAUEN
Auch ÖGB-Vizepräsidentin 
und Frauenvorsitzende Re-
nate Anderl wehrt sich 
dagegen, dass jetzt die Steu-
erentlastung über die Frauen-
pensionen finanziert werden 

soll: „Die vorzeitige Anhebung 
des gesetzlichen Antrittsalters 
bringt weder dem Finanzmi-
nister, noch den betroffenen 
Frauen etwas. Die Jobchancen 
für ältere Frauen sind schlecht.“ 
Gerade für die Frauen ist die 
Steuerentlastung ein Gewinn. 
„Es war höchste Zeit, dass 
niedrige Einkommen entlastet 
werden und den Menschen 
endlich mehr Netto vom 
Brutto bleibt", sagt Anderl: „Vor 
allem Frauen brauchen faire 
Einkommen, um ein finanziell 
unabhängiges Leben führen 
zu können. Die Steuerreform 
ist ein wichtiger Schritt in diese 
Richtung.“ Frauen verdienen 

bei einer Vollzeitbeschäfti-
gung noch immer im Schnitt 
um ein Viertel weniger als ihre 
männlichen Kollegen. „Beson-
ders für sie ist die Steuerent-
lastung sehr wichtig. Mit der 
Senkung des Eingangssteu-
ersatzes auf 25 Prozent bleibt 
ihnen mehr Geld fürs Leben, 
das sie dringend brauchen“, so 
die ÖGB-Vizepräsidentin. 

STEUERGUTSCHRIFT
Auch ArbeitnehmerInnen, 
die keine Lohnsteuer zahlen, 
weil sie aufgrund einer Teil-
zeitbeschäftigung so niedrige 
Einkünfte beziehen, gewin-
nen mit dieser Steuerreform. 

›› ENTLASTUNG WIRD NICHT VON TEUERUNGEN AUFGEFRESSEN ❮❮

EINES VORWEG: Die immer wieder diskutierte Erhöhung des 
allgemeinen Mehrwertsteuersatzes kommt nicht. Das konn-
te der ÖGB verhindern. Auch Lebensmittel werden nicht 
teurer, für sie gilt weiterhin der ermäßigte Steuersatz von 
zehn Prozent. Für einige Güter und Dienstleistungen wird der 
Steuersatz aber erhöht, wenn auch nur um drei Prozent: Über-
nachtungen im Hotel, Tierfutter, Kino- und Theaterkarten, Ti-
ckets für Schwimmbäder oder Wein, der ab Hof verkauft wird.  

TIERFUTTER: Einer Angestellten ohne Alleinerzieherabsetz-
betrag, die im Monat 1.900 Euro brutto verdient, bleibt durch 
die Lohnsteuerreform eine jährliche Ersparnis von 867 Euro. 
Bei Hundefutter wird es pro Jahr und Hund zu Mehrkosten 
von 12,27 Euro kommen. 
„Das bedeutet: Das Argument, dass man die 876 Euro Gewinn 
durch die Verteuerung des Hundefutters wieder verliert, ist 
dann richtig, wenn man 71 Hunde oder 2.652 Wellensittiche 
besitzt“, rechnet ÖGB-Kampagnenkoordinator Willi Mernyi vor.  

KINO, THEATER, OPER: Ins Kino müsste man mehr als 3.400-
mal im Jahr gehen, denn eine Karte wird nur um circa 25 
Cent teurer. Eine Karte für das Wiener Volkstheater kostet 
heute im Schnitt 30 Euro – mit der Steuerreform muss 
man um 82 Cent mehr bezahlen. Die Erhöhung für eine 
Staatsopernkarte ist in Relation zu ihrem stattlichen Preis 
gering: Statt 199 Euro wird sie dann 204,43 Euro kosten. 

SCHWIMMBAD: Eine Tageskarte für eines der Wiener städ-
tischen Bäder wird um verkraftbare 15 Cent teurer. Um 867 Eu-
ro gehen sich also die Mehrkosten von 5.780 Tageskarten aus.

FIRMENAUTOS: Teurer wird die Privatnutzung von Dienstau-
tos, die bestimmte ökologische Kriterien nicht erfüllen, also die 
Luft überdurchschnittlich verpesten. Konkret soll bei Pkw mit 
einem CO2-Ausstoß von mehr als 120 Gramm pro Kilometer 
ein Sachbezug von zwei Prozent (statt derzeit 1,5 Prozent) der 
Anschaffungskosten gelten. ❮
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Statt der bisherigen 110-Euro-
Steuergutschrift bekommen 
sie ab 2016 jährlich bis zu 400 
Euro.  „Die Negativsteuer ist ein 
wirksames Instrument, um Al-
tersarmut – von der Frauen 
überproportional betroffen 
sind – zu bekämpfen“, sagt  
Anderl.

GEGEN STEUERBETRUG
„Die politischen Zusagen, dass 
sich die ArbeitnehmerInnen 
die Lohsteuerentlastung nicht 
selbst finanzieren, ist ein wich-
tiger Grundsatz, den wir nicht 
aus den Augen verlieren wer-
den“, betont ÖGB-Vizepräsi-
dent Norbert Schnedl. In diese 
Richtung argumentiert auch 
die Resolution, die der ÖGB-
Bundesvorstand beschlossen 
hat. Einschnitte in Sozial- und 
Pensionssysteme lehnt der 
ÖGB-Bundesvorstand klar ab. 

Wörtlich heißt es in der Re-
solution: „Für den ÖGB war 
vor allem eines wichtig: Die 
ArbeitnehmerInnen und Pen-
sionistInnen werden sich ihre 
Entlastung nicht selbst bezah-
len. In diesem Sinne konnte 
der ÖGB höhere Steuern auf 
Urlaubs- und Weihnachts-
geld, Zulagen und Tagesdi-
äten erfolgreich verhindern. 
Auch eine generelle Mehr-

wertsteuererhöhung wird es 
nicht geben.“ Die geplanten 
Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Steuerbetrug finden die 
volle Zustimmung des ÖGB-
Bundesvorstands: „Dadurch 
werden die notwendigen Ein-
nahmen des Staates gesichert 
und ehrliche UnternehmerIn-
nen vor unlauteren Konkur-
renten geschützt." 

MEHR GERECHTIGKEIT
Besonders die Registrierkas-
senpflicht sowie die Möglich-
keit von Kontenprüfungen 
durch die Finanzbehörden 
sind wesentlich für mehr 
Steuervollzugsgerechtigkeit.“

Ein Wermutstropfen für den 
ÖGB ist allerdings, dass es 
nicht zu mehr Maßnahmen für 
größere Verteilungsgerechtig-
keit gekommen ist: „Es ist aber 
bedauerlich, dass die Steuerre-
form nicht genutzt wurde, um 
die steuerliche Ungleichbe-
handlung von Einkünften aus 
Arbeit auf der einen Seite und 
leistungsfreiem Einkommen 
aus Kapital zu verringern.“❮

“Entlastung kurbelt den  
Konsum an und schafft 
Wachstum.
NORBERT SCHNEDL 
ÖGB-VIZEPRÄSIDENT

“Auch Teilzeitbeschäf-
tigte gewinnen mit 
dieser Steuerreform.
RENATE ANDERL
ÖGB-VIZEPRÄSIDENTIN

“Die Arbeitneh-
merInnen zahlen 
sich die Reform 
nicht selbst.
ERICH FOGLAR 
ÖGB-PRÄSIDENT
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LOHNSTEUERENTLASTUNG 

FÜR ARBEITNEHMERiNNEN PRO JAHR

Brutto-Verdienst 

monatlich

Ersparnis in € 

pro Jahr
Lohnsteuer verrin-

gert sich um ...

 1.000,00 290,00 

 1.100,00 285,31 

 1.200,00 174,36 

 1.300,00 273,62 66,5 %

 1.400,00 370,13 48,8 %

 1.500,00 484,57 42,8 %

 1.600,00 576,93 40,2 %

 1.800,00 803,06 37,0 %

 2.000,00 882,07 30,3 %

 2.200,00 911,56 25,0 %

2.400,00 941,06 21,5 %

 2.600,00 995,41 19,3 %

2.800,00 1.156,93 19,2 %

 3.000,00 1.318,44 19,1 %

 3.200,00 1.461,13 18,8 %

Brutto-Verdienst 

monatlich

Ersparnis in € 

pro Jahr
Lohnsteuer verrin-

gert sich um ...

 3.400,00 1.485,00 17,2 %

 3.600,00 1.508,88 15,9 %

 3.800,00 1.532,76 14,8 %

 4.000,00 1.556,63 13,9 %

 4.200,00 1.580,51 13,1 %

 4.600,00 1.628,26 11,8 %

 5.000,00 1.527,37 9,6 %

 5.400,00 1.585,66 8,8 %

 5.800,00 1.643,95 8,2 %

 6.000,00 1.699,65 8,0 %

 6.500,00 1.819,65 7,5 %

 7.000,00 1.939,65 7,1 %

 7.500,00 2.059,65 6,7 %

 8.000,00 2.179,65 6,5 %

Voraussichtlich ab Jänner 2016

Grobe Übersicht der geplanten Lohnsteuerentlastung nach den vorläufigen Informationen bei Redaktionsschluss. Geringe Monatsbrutto-

einkommen profitieren von einer erhöhten Steuergutschrift von bis zu maximal 400 Euro pro Jahr (derzeit 110 Euro pro Jahr Negativsteuer). 

ArbeiterInnen, Angestellte und PensionistInnen können sich ihren eigenen Vorteil online ausrechnen unter: www.oegb.at/rechner


